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BAUORDNUNGSRECHTLICHE VORSCHRIFTEN (gemäß § 9 Abs. 4 BauGB und § 84 LBO)

WERBEANLAGEN

32.Werbeanlagen sind nur an der Stätte der Leistung zulässig und dürfen wesentliche

architektonische Gliederungen nicht überschreiten. Bewegliche Werbeanlagen sowie

Anlagen mit wechselndem oder laufendem Licht sind nicht zulässig.

II.   KENNZEICHNUNGEN UND NACHRICHTLICHE ÜBERNAHMEN gemäß § 9 Abs. 5 und 6 BauGB

3. LAGEPLAN Der dem Bauantrag / dem Genehmigungsfreistellungsverfahren beizufügende qualifizierte Lageplan gem. § 7 Abs. 3 BauVorlVO ist

mindestens im Maßstab 1:200 anzufertigen.

5. SCHUTZ VON UNTER-

    IRDISCHEN LEITUNGEN

Bei Erdarbeiten sind die Vorschriften der Versorgungsträger zum Schutz von Leitungen zu beachten. Bepflanzungen sind so

vorzunehmen, dass mit einer Gefährdung der Versorgung leitungen nicht zu rechnen ist. Bauwerke (z.B. Einzäunungen, Mauern) sind

so zu gründen, dass sie Leitungen nicht gefährden und bei Aufgrabungen an Leitungen nicht gefährdet sind.

IV.   HINWEISE

FLURSTÜCKGRENZEN, GRENZSTEINE, FLURSTÜCKSBEZEICHNUNGEN  /  HÖHENLINIE

VORHANDENE GEBÄUDE; HAUSNUMMER

III.   DARSTELLUNG OHNE NORMATIVEN CHARAKTER

FLÄCHEN FÜR NUTZUNGSBESCHRÄNKUNGEN

UND VORKEHRUNGEN ZUM SCHUTZ VOR

SCHÄDLICHEN UMWELTEINWIRKUNGEN im

Sinne des Bundesimmissionsschutzgesetztes

4. AUFFÄLLIGKEITEN IM

    UNTERGRUND

Sollten bei den Erschließungsarbeiten bzw. beim Aushub von Baugruben Auffälligkeiten im Untergrund angetroffen werden, die auf

eine schädliche Bodenveränderung oder auf eine Ablagerung deuten, sind die Erdarbeiten in diesem Bereich zu unterbrechen und

der Fachdienst Umwelt - Untere Bodenschutzbehörde - ist unverzüglich zu benachrichtigen.

8. ZUGRUNDELIEGENDE

    VORSCHRIFTEN

Die der Planung zugrundeliegenden Vorschriften (Gesetze, Verordnungen, Erlasse, DIN- Vorschriften und Merkblätter) können im

Rathaus Fachbereich Stadtentwicklung, Rathausplatz 1, 25451 Quickborn eingesehen werden.

2. GEHÖLZLISTEN FÜR

    ANPFLANZUNGEN

Bei Anwendung der textlichen Festsetzungen Nr. 21, 25, 27, 30, 31 wird die Verwendung von Arten gemäß der in der Begründung

genannten Artenlisten 1-3 empfohlen.

PLANFESTGESTELLTE

STRASSENVERKEHRSFLÄCHE

Auf dem Grundstück Justus-von-Liebig-Ring Nr. 21 besteht ein Schlachterei-Betrieb mit

behördlich genehmigten Schutzabstand von 100,0 m. Innerhalb dieses Bereiches kann es

zu betriebsbedingten Geruchs- und Lärmemissionen kommen, so dass hier keine

empfindlichen Nutzungen wie Wohnen zulässig sind.

Die Straßenverkehrsflächen wurden im Rahmen des Verfahrens "Höhenfreie Eisenbahn-

kreuzungsmaßnahme AKN" im Jahr 2005 planfestgestellt und werden im Bebauungsplan

nachrichtlich dargestellt.

WEGFALL GESCHÜTZTES BIOTOP  - KNICK

Das Plangebiet liegt im Bereich einer Salzstockhochlage, die mit einer potenziellen Erdfall-

problematik verbunden ist. Gemäß Stellungnahme des LLUR Schleswig-Holstein vom

4.5.2016 gibt es keine Hinweise zu historischen oder aktuellen Erdfällen. Insgesamt wird für

das Plangebiet eine Erdfallgefährdungseinstufung der Kategorie 2-3 gemäß Empfehlungen

des LBEG, Niedersachsen vorgenommen, eine entsprechende baustatische Auslegung der

Gebäudeteile  ist notwendig. Als Grundlage dienen die Anforderungen GK 3 aus dem

Merkblatt 'Konstruktive Hinweise für Wohngebäude in erdfallgefährdeten Gebieten' des

LBEG, Niedersachsen.

Zur Nutzung von oberflächennaher Geothermie sind Bohrungen bis zu einer Tiefe von 20m

uG möglich. Damit wird sichergestellt, dass keine weitere Perforation der Sedimente des

caprocks erfolgt. Der Ringraum der Erdwärmesonden ist mit sulfatresistentem Material zu

verfüllen (Verpressung). Im Einzelfall werden die Anforderungen über die Genehmigung der

Unteren Wasserbehörde des Kreises Pinneberg definiert.

6. HINWEISE ZUM

    BAUMSCHUTZ

Bei Bautätigkeiten sind Schutzmaßnahmen für zu erhaltende Bäume und Hecken durchzuführen (§ 12 Abs. 4 Landesbauordnung). Es

gilt die DIN 18920 "Vegetationstechnik im Landschaftsbau - Schutz von Bäumen, Pflanzbeständen und Vegetationsflächen bei Bau-

maßnahmen" und die RAS-LP 4 Richtlinie für die Anlage von Straßen, Teil Landschaftspflege, Abschnitt "Schutz von Bäumen,

Vegetationsbeständen und Tieren bei Baumaßnahmen" und die ZTV Baumpflege "Zusätzliche technische Vertragsbedingungen und

Richtlinien für Baumpflege". Für die Verlegung von Leitungen bzw. für den Neubau von unterirdischen Leitungen sowie Änderungen im

Bestand ist ergänzend das Merkblatt DWA-M 162, „Bäume, unterirdische Leitungen und Kanäle“, Februar 2013, zu berücksichtigen.

30.In den Gewerbegebieten GE-1, GE-2 und  GE-3 sowie im Sondergebiet SO-1 sind die an die

öffentlichen Verkehrsflächen angrenzenden nicht überbauten Grundstücksflächen in einer

Tiefe von mindestens 2,5 m flächig  mit Sträuchern der Artenliste 3 zu begrünen. Davon

ausgenommen sind Bereiche für Grundstückszufahrten.

31.Als Mindestbegrünung der Baugrundstücke sind Bäume der Artenliste 1 nach den

Grundsätzen der Festsetzung Nr.21 wie folgt zu pflanzen:

- Allgemeines Wohngebiet WA: 1 Baum je angefangene 500 m² Grundstücksfläche

- Mischgebiet MI-1, MI-2, MI-3: 1 Baum je angefangene 750 m² Grundstücksfläche

- Sondergebiet SO-2: 1 Baum je angefangene 750 m² Grundstücksfläche

- Sondergebiet SO-1: 1 Baum  je angefangene 1000 m² Grundstücksfläche

- Gewerbegebiet

  GE-1, GE-2, GE-3, GE-4: 1 Baum  je angefangene 1000 m² Grundstücksfläche

Vorhandene Bäume gleicher Qualität sowie Bäume, die gemäß Festsetzungen Nr. 23, 25

und 27 angepflanzt werden, sind bei der Ermittlung der Anzahl zu pflanzender Bäume

anzurechnen.

BEGRÜNUNG DER BAUGRUNDSTÜCKE

- VORGARTENZONE -

MINDESTBEGRÜNUNG

DER BAUGRUNDSTÜCKE

§ 21

ANFORDERUNG AN DIE BAUSTATIK (Erdfall)

SOWIE NUTZUNG VON GEOTHERMIE

Gemäß §13 Abs. 4 LBO müssen Bäume, Hecken und sonstige Bepflanzungen, die aufgrund

von Rechtsvorschriften zu erhalten sind, während der Bauausführung geschützt werden.

ANFORDERUNG AN DIE BAUAUSFÜHRUNG

Gemäß §30 BNatSchG i.V.m. §21 Abs. 1, Nr. 4 LNatSchG geschützte Knickstruktur, die bei

einer Bebauung des Grundstücks gemäß Hinweis Nr.1 auszugleichen ist

Für den 2-gleisigen Ausbau der Bahnstrecke nach Kaltenkirchen befindet sich das Plan-

feststellungsverfahren in Vorbereitung. Im Rahmen der frühzeitigen Trägerbeteiligung hat

die AKN Eisenbahn AG mitgeteilt, dass ein ca 12m breiter Grundstücksstreifen ausgehend

von der Gleismittelachse für den Streckenausbau als Erweiterungsbereich erforderlich

wird. Dieser ist in der Planzeichnung eingezeichnet. Im Zuge der Baumaßnahme werden

vorübergehend voraussichtlich weitere 4m erforderlich.

PLANFESTSTELLUNGSVERFAHREN

AKN  - in Aufstellung -

Für die Beeinträchtigung des Schutzgutes Boden durch die Erweiterung von Verkehrsflächen wird aus dem Ökokonto der Stadt

Quickborn folgende externe Ausgleichsfläche zugeordnet:

 Pinnau, südlich Regenrückhaltebecken, Gemarkung Quickborn, Flur 27, Flurstück 53/1, 51/0, 94/0, Größe 206 m² .

Als Ersatz für den entfallenden Knick innerhalb des Sondergebietes SO-1 werden als externe Ausgleichsflächen für Landschafts-

bestandteile mit besonderer Bedeutung für den Naturschutz folgende Ausgleichsflächen aus weiteren Ökokonten zugeordnet:

 Ausgleichsfläche Knick, Gemarkung Schmalfeld, Flur 1, Flurstück 13, Größe 122 lfm Knick

 Ausgleichsflächen Knick, Gemarkung Wasbek, Flur 5, Flurstück 12, Größe 12 lfm Knick.

7. ARTENSCHUTZ

Die Artenschutzrechtlichen Verbotbestände gem. §44 Abs. 1 BNatSchG sind zu beachten. Die Entfernung von Vegetation und

Oberboden ist nur außerhalb des Brutzeitraums von Vögeln (1.März bis 30.September) zulässig oder zu anderen Zeiten nach

fachkundiger Kontrolle auf Nester und wenn durch Maßnahmen Beeinträchtigungen ausgeschlossen werden können..

1. AUSGLEICHSFLÄCHEN

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes befindet sich in einem archäologischen

Interessensgebiet gem. §12 (2) Nr. 6 DSchG. Für die Flurstücke 2/9, 60/9, 22/10 und 22/11

der Flur 17 sowie 50/52 der Flur 18 gilt:

Erdarbeiten bedürfen vorab der Genehmigung des Archäologischen Landesamtes. Gemäß

§14 DSchG sind vor dem Eingriff archäologische Untersuchungen erforderlich. Der

Eigentümer bzw. Planungsträger ist verpflichtet sich frühzeitig mit dem Archäologischen

Landesamt in Verbindung zu setzen.

ARCHÄOLOGISCHES INTERESSENSGEBIET

Die Einhaltung der festgesetzten Emissionskontingente sowie der definierten Schallschutzvorkehrungen ist zum jeweiligen

Baugenehmigungsverfahren gutachterlich nachzuweisen.

9. NACHWEIS SCHALL-

    SCHUTZMASSNAHMEN

Die gekennzeichneten Standorte werden von der Unteren Bodenschutzbehörde des Kreises

Pinneberg als Standorte mit Altlastenverdacht geführt, bei denen nach einer Nutzungs-

aufgabe oder baulicher Nutzungsänderung eine Orientierende Untersuchung erforderlich wird.

Der Eigentümer hat dies in Absprache mit der Unteren Bodenschutzbehörde durchzuführen.

ALTLASTENVERDACHT

Fachbereich Stadtentwicklung

EBELING
PETRA

Schlangenbader Str. 90
14197 Berlin
T: 0179/ 5027603
E: Info@buero-ebeling.de
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STADTPLANUNGSatzung

Stand: 09.12.2016
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ANPFLANZUNG VON STRASSENBÄUMEN

5. MASSNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR PFLEGE UND ZUR ENTWICKLUNG VON BODEN, NATUR UND LANDSCHAFT

(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und Abs. 6 BauGB)

23.An den in der Planzeichnung festgesetzten Standorten sind Einzelbäume der Art 'Carpinus

betulus' zu pflanzen.Von den festgesetzten Standorten kann mit Rücksicht auf erforderliche

Grundstückszufahrten und Leitungsanschlüsse bis zu 10m parallel zur Straße abgewichen

werden. Die festgesetzte Anzahl von Bäumen ist jedoch einzuhalten.

27.Auf ebenerdigen Stellplatzanlagen ist je sechs angefangene Stellplätze mindestens ein

standortgerechter Laubbaum gemäß Vorgaben der Festsetzung Nr.21 der Artenliste 1 zu

pflanzen.

7. ANPFLANZUNGEN VON BÄUMEN, STRÄUCHERN UND SONSTIGEN BEPFLANZUNGEN SOWIE BINDUNGEN FÜR

BEPFLANZUNGEN UND FÜR DIE ERHALTUNG (§ 9 Abs. 1 Nr. 25a und b BauGB)

FLÄCHEN FÜR DAS ANPFLANZEN

VON BÄUMEN UND STRÄUCHERN

25.Die Flächen für Anpflanzungen sind als flächige Gehölzpflanzung mit landschaftstypischen

und standortgerechten Arten zu bepflanzen und dauerhaft zu erhalten. Je 20m Länge des

Pflanzstreifens ist mindestens ein Baum der Artenliste 1 gemäß Festsetzung Nr. 21 zu

pflanzen. Vorhandene Bäume können angerechnet werden. Bei einer Breite des Pflanz-

streifens von 5m sind Sträucher der Artenliste 2  4-reihig zu pflanzen, je 1,5m² ein Strauch.

Bei einer Breite des Pflanzstreifens bis zu 2,5m sind Sträucher 2-reihig versetzt zu pflanzen,

je 1,5m² ein Strauch.

FLÄCHEN FÜR DIE ERHALTUNG

VON BÄUMEN UND STRÄUCHERN

STELLPLATZBEPFLANZUNG

29.Dachflächen von Haupt- und Nebengebäuden >350 m² mit geplanten Neigungen bis zu 10°

sind auf mindestens 50% der Dachfläche vegetationsfähig zu gestalten und zu begrünen.

Eine Kombination mit Anlagen zur Nutzung der Sonnenenergie (Solar- und Photovoltaik-

anlagen) ist zulässig.

DACHFLÄCHENBEGRÜNUNG

ERHALTUNG VON EINZELBÄUMEN

26.Auf Flächen mit Bindungen für die Erhaltung sind die vorhandenen Gehölzpflanzungen zu

erhalten und bei Abgang zu ersetzen. Es ist zulässig, Gehölze durch Bäume oder Sträucher

in der gemäß Festsetzung Nr.21 genannten Qualität zu ersetzen.

6. VORKEHRUNG ZUM SCHUTZ VOR SCHÄDLICHEN UMWELTEINWIRKUNGEN UND SONSTIGEN GEFAHREN IM SINNE DES

BUNDESIMMISSIONSSCHUTZGESETZES (§ 9 Abs.1 Nr. 24 BauGB)

17.In den Gewerbegebieten GE-1 bis GE-4 sowie im Sondergebiet SO-1 sind nur Betriebe und

Anlagen zulässig, deren Lärmemissionen so weit begrenzt sind, dass die in der folgenden

Tabelle angegebenen Emissionskontingente LEK gemäß DIN 45691 "Geräuschkontingen-

tierung" (Dez.2006) weder tags (6:00–22:00 Uhr) noch nachts (22:00–6:00 Uhr) über-

schritten werden. Zu den festgesetzten Basiskontigenten sind additional Zusatzkontingente

für die angegebenen Richtungssektoren zulässig. Als Bezugspunkt der Richtungssektoren

wird festgesetzt: RW3560130; HW 5956259.

Die Prüfung der Einhaltung erfolgt nach DIN 45691:2016-12, Abschnitt 5.

IMMISSIONSKONTINGENTIERUNG

mit Bezugspunkt Richtungssektoren

VERSIEGELUNG VON GRUNDSTÜCKEN
15. Stellplätze, Erschließungsflächen, Hof- und Lagerflächen  sowie Grundstückszufahrten sind

in den Baugebieten mit wasser- und luftdurchlässigem Aufbau herzustellen. Eine Befesti-

gung, die die Wasser- und Luftdurchlässigkeit des Bodens wesentlich mindert wie Beton-

unterbau, Fugenverguss, Asphaltierung und Betonierung ist nicht zulässig. Darüber hinaus

sind Ausnahmen aus Gründen der Verkehrsbelastung mit Schwerlastverkehr und aufgrund

des Betriebsablaufes sowie bei Betrieben, die mit wassergefährdenden Stoffen arbeiten,

zulässig.

ANPFLANZUNG VON EINZELBÄUMEN

22.Innerhalb der Straßenverkehrsfläche "Justus-von-Liebig-Ring (Ost)" sind insgesamt 8 Bäume

der Art 'Tilia coradata - Rancho'  mit einem Abstand von höchstens 20m in Reihe zu pflanzen.

24.Die in der Planzeichnung mit einem Erhaltungsgebot festgesetzten Bäume sind in ihrem

arttypischen Habitus dauerhaft zu erhalten und bei Abgang gleichartig zu ersetzen. Der

Wurzelbereich dieser Bäume (definiert als der in der Planzeichnung festgesetzte Kronen-

bereich zuzüglich eines 1,5 m breiten Schutzstreifens) ist von Abgrabungen, Geländeauf-

höhungen, Versiegelungen sowie Leitungen freizuhalten.

Ausnahmsweise sind fußläufige Zuwegungen und bauliche Nebenanlagen im Wurzel-

bereich zulässig, wenn nachweisbar eine Anordnung an anderer Stelle auf dem Grundstück

nicht möglich ist. Der Abstand versiegelter Fläche zum Stamm muss in diesem Fall min-

destens 3m betragen. Streifenfundamente sind unzulässig. Zur Bestandssicherung des

Baumes muss sichergestellt sein, dass mindestens 75% seines Wurzelraumes nicht

versiegelt sind.

21.Die in der Planzeichnung verorteten sowie  textlich festgesetzten Bäume sind als standort-

gerechte Laubbäume gemäß Artenlisten (siehe Begründung) mindestens in der Qualität

Hochstamm, Stammumfang 18-20 cm zu pflanzen, in ihrem arttypischen Habitus dauerhaft

zu erhalten und bei Abgang gleichartig zu ersetzen.

Das Volumen des durchwurzelbaren Raumes muss mindestens 12 m³ betragen. Die

Wurzelräume sind von Ver- und Entsorgungseinrichtungen freizuhalten. Die Größe der

Baumscheiben in befestigten Flächen muss mindestens 8 m² betragen. Die Baumscheiben

sind mit einer Vegetationsdecke zu versehen.

Textlich festgesetzte Sträucher sind in der Qualität 60/100 zu pflanzen.

GE-1 GE-2 GE-3 GE-4 SO-1

LEK (dB)

Tag

Nacht

Tag

Nacht

Tag

Nacht

Tag

Nacht

Tag

Nacht

Basiskontingente

59 44 56 42 61 42 63 48 61 45

Zusatzkontingente für die

Richtungssektoren (Beginn 0°

im Norden rechtsdrehend)

Sektor A 141°/168°

2 2 2 2 0 1 0 0 4 4

Sektor B 168°/243°

0 0 0 0 0 0 0 0 1 0

Sektor C 243°/288°

1 2 2 2 3 5 4 6 1 2

Sektor D 288°/17°

16 19 17 20 18 20 19 20 15 14

Sektor E 17°/ 141°

0 0 2 2 0 0 0 0 0 0

19.Bei der Neuplanung und Modernisierung von Wohnbebauungen sind folgende

Schallschutzmaßnahmen erforderlich:

a)  Aufenthaltsräume sind möglichst durch geeignete Grundrissgestaltung im Allgemeinen

Wohngebiet WA außerhalb der Lärmpegelbereiche III und IV und in den Mischgebieten

MI-1 bis MI-3 außerhalb des Lärmpegelbereiches IV anzuordnen.

b)  Ist eine Orientierung der Aufenthalträume, insbesondere der Schlafräume und Kinder-

zimmer nicht entsprechend a) möglich, sind passive Schallschutzmaßnahmen ent-

sprechend der DIN 4109 erforderlich. Die Anforderungen an den passiven Lärmschutz

sind den Tabellen 8 bis 10 der DIN 4109 zu entnehmen und im Zuge des Baugeneh-

migungsverfahrens für konkret geplante Gebäude entsprechend der berechneten und

festgesetzten Lärmpegelbereiche anzuwenden.

Schlafräume und Kinderzimmer sind generell mit schallgedämmten Lüftungseinrich-

tungen auszustatten.

c)  Außenwohnbereiche sind außerhalb des Lärmpegelbereiches IV anzuordnen oder durch

bauliche Schallschutzmaßnahmen wie z.B. verglaste Vorbauten mit teilgeöffneten

Bauteilen oder geschlossene, ausreichend hohe Balkonbrüstungen zu schützen.

20.Im Sondergebiet SO-2 "Private Schule" sind bei Klassen-, Aufenthalts- und Ruheräumen,

die im  Lärmpegelbereich II bis IV liegen, passive Schallschutzmaßnahmen entsprechend

Festsetzung Nr. 19b erforderlich.

SCHALLSCHUTZ/

LÄRMPEGELBEREICH

GRUNDSÄTZE FÜR DIE ANPFLANZUNG

VON BÄUMEN UND STRÄUCHERN

NIEDERSCHLAGSWASSER/ DRAINAGEN 16.Das auf privaten Grundstücksflächen sowie Dachflächen anfallende Niederschlagswasser ist

auf den Grundstücken flächen- oder linienhaft zu versickern, sofern die Bau- und Boden-

verhältnisse dies zulassen. Eine punktförmige Versickerung ist unzulässig. Andernfalls ist es

der Regenwasserkanalisation innerhalb der öffentlichen Verkehrsflächen zuzuleiten.

Bei einer Unterkellerung der Gebäude oder beim Bau von Tiefgaragen sind Grundwasser-

absenkungen und Drainagen unzulässig. Eine Sicherung gegen Durchfeuchtung des Bau-

werks ist nur durch bauliche Maßnahmen im Untergeschoss zulässig.

28.Nicht überbaute Tiefgaragen sind mit einem mindestens 30cm  und auf 20% der Fläche

mindestens 80cm starken durchwurzelbaren Substrataufbau zu versehen und zu begrünen.

Hiervon ausgenommen sind die erforderlichen Flächen für Stellplätze, Wege, Terrassen,

Feuerwehrzufahrten und Kleinkinderspielflächen.

BEGRÜNUNG TIEFGARAGEN

IMMISSIONSSCHUTZ

18.Für die Sondergebiete sind für schutzbedürftige Räume folgende immissionsschutz-

rechtlichen Beurteilungswerte zulässig:

Sondergebiet SO-1 analog mit denen eines Gewerbegebietes gemäß Nr. 6.1 b) TA Lärm von

tags 65 dB(A) und nachts von jeweils 50 dB(A).

Sondergebiet SO-2 analog mit denen eines Mischgebietes gemäß Nr. 6.1 c) TA Lärm von

tags 60 dB(A) und nachts von jeweils 45 dB(A).

VERFAHRENSVERMERKE

1.  Aufgestellt aufgrund des Aufstellungsbeschlusses der Ratsversammlung vom 14.12.2009. Die ortsübliche

Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses ist durch Bereitstellung im Internet am 19.06.2012 erfolgt. Auf die

Bereitstellung im Internet wurde am 19.06.2012 durch Aushang an der Bekanntmachungstafel neben dem

Haupteingang des Rathauses Quickborn, Rathausplatz 1, hingewiesen. Mit diesem Hinweis ging der Aushang des

Bekanntmachungstextes einher.

2.  Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 1 Satz 1 BauGB wurde am 26.06.2012 durchgeführt.

3.  Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, die von der Planung berührt sein können, wurden gemäß

§ 4 Abs. 1 i.V.m. § 3 Abs. 1 BauGB am 07.04.2010 unterrichtet und zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert.

4.  Die Ratsversammlung hat am 27.06.2016 den Entwurf des B-Planes mit Begründung beschlossen und zur

Auslegung bestimmt.

5.  Der Entwurf des B-Planes, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B), sowie die

Begründung haben in der Zeit vom 07.07.2016 bis 08.08.2016 während folgender Zeiten nach § 3 Abs. 2 BauGB

öffentlich ausgelegen:

montags, dienstags und donnerstags von 8.30 Uhr bis 12.00 Uhr und 14.00 Uhr bis 15.30 Uhr, mittwochs von 8.30

Uhr bis 12.00 Uhr und 14.00 Uhr bis 18.00 Uhr, freitags von 8.30 Uhr bis 12.00 Uhr

Die öffentliche Auslegung wurde mit dem Hinweis, dass Stellungnahmen während der Auslegungsfrist von allen

Interessierten schriftlich oder zur Niederschrift abgegeben werden können, am 29.06.2016 im Quickborner

Tageblatt und am 28.06.2016 durch Bereitstellung im Internet und durch Aushang an der Bekanntmachungstafel

neben dem Haupteingang des Rathauses Quickborn, Rathausplatz 1, ortsüblich bekannt gemacht.

6.  Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, die von der Planung berührt sein können, wurden gemäß

§ 4 Abs. 2 BauGB am 04.07.2016 zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert.

gez. Köppl

Quickborn, den 23.03.2017                                  Bürgermeister L.S.

7.  Der katastermäßige Bestand am 28.10.2015 sowie die geometrischen Festlegungen der neuen städtebaulichen

1. ART DER BAULICHEN NUTZUNG (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§1 bis 11 BauNVO)

GRENZE DES RÄUMLICHEN GELTUNGSBEREICHES

DES BEBAUUNGSPLANES  (§ 9 Abs. 7 BauGB)

PLANZEICHENERKLÄRUNG

I.   FESTSETZUNGEN (ANORDNUNG NORMATIVEN INHALTS)

GEWERBEGEBIET (§ 8 BauNVO)

mit Teilgebietsnummer, z.B. 1

ALLGEMEINES WOHNGEBIET (§ 4 BauNVO)

MISCHGEBIET (§ 6 BauNVO)

mit Teilgebietsnummer, z.B. 1

ABGRENZUNG UNTERSCHIEDLICHER NUTZUNG

(§ 1 Abs. 2-9 und § 16 Abs. 5 BauNVO)

3. In den Gewerbegebieten GE-1 bis GE-4 sind Lagerhäuser und Lagerplätze, Tankstellen,

Einzelhandelsbetriebe sowie Verkaufsstellen, die sich ganz oder tlw. an Endverbraucher

wenden, unzulässig. Davon ausgenommen sind Verkaufsstellen von Handwerks- oder

Gewerbebetrieben, die in unmittelbarem betrieblichen Zusammenhang stehen und diesen

untergeordnet sind, d.h. max. 20% der überbaubaren Fläche der Betriebsgebäude dürfen als

Verkaufsläche in Anspruch genommen werden (Direktverkauf).

Nutzungen gem. § 8 (3) Nr. 2-3 BauNVO sind unzulässig.

4. Im Sondergebiet SO-1 mit der Zweckbestimmung "Nicht-zentrenrelevanter Einzelhandel,

Gewerbe, Dienstleistung" sind folgende Nutzungen zulässig:

a)  Verbrauchermärkte mit folgenden nicht zentrenrelevanten Sortimenten:

Zoologischer Bedarf (Tierfutter, Teppiche (Einzel- u. Auslegware), Bodenbelege

-zubehör, lebende Tiere) Antiquitäten, Möbel

Gartengeräte, Pflanzen, Saatgut Leuchten und Lampen, Leuchtmittel,

Campingartikel, -zubehör, -möbel Tapeten

Boote und Zubehör Farben und Lacke

Bauelemente, Baustoffe,Holz Fliesen, Sanitärbedarf

Brennstoffe und Mineralölerzeugnisse Kamine, Kachelöfen

Eisen-, Metall- und Kunststoffwaren Rolläden, Markisen

Werkzeuge und Maschinen Kfz-Zubehör

Getränke

b)  Gewerbebetriebe aller Art entsprechend § 8 Abs.2 Nr.1 BauNVO,

c)  öffentliche Betriebe,

d)  Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude,

f) Wohnungen für Betriebsinhaber und Betriebsleiter, die dem Gewerbebetrieb zugeordnet und

ihm gegenüber in Grundfläche und Baumasse untergeordnet sind.

5. Im Sondergebiet SO-2 mit der Zweckbestimmung "Private Schule" sind folgende Nutzungen

bzw. Einrichtungen zur schulischen Ausbildung und ganztägigen Betreuung von Kindern und

Jugendlichen zulässig:

Unterrichtsgebäude, Verwaltungsgebäude, Gebäude zur Verpflegung und Betreuung der

Schulangehörigen und ihrer Gäste sowie sonstige Sozialgebäude, Sporthallen, ungedeckte

Sportanlagen, Spielflächen, Einrichtungen für die Betreuung von Kindern.

6. Im Sondergebiet SO-2 dürfen Stellplätze nur ebenerdig oder als Stellplatzanlage mit 2

Ebenen innerhalb der festgesetzten Fläche für Stellplätze errichtet werden.

Im Sondergebiet SO-2 sind Nebenanlagen gem. §14 BauNVO zum temporären Aufenthalt

FLÄCHE FÜR STELLPLÄTZE

(§ 12  BauNVO)

TEIL B TEXTLICHE FESTSETZUNGEN

SONDERGEBIET SO -2

mit der Zweckbestimmung "Private Schule"

(§ 11 BauNVO)

SONDERGEBIET  SO -1

 "Nicht zentrenrelevanter Einzelhandel,

Gewerbe, Dienstleistung" (§ 11 BauNVO)

1. Im Allgemeinen Wohngebiet WA sind die nach § 4 Abs.3 Nr. 1, 4 und 5 BauNVO

ausnahmsweise zulässigen Betriebe des Beherbergungsgewerbes, Gartenbaubetriebe und

Tankstellen unzulässig.

2. Im Mischgebiet MI-1, MI-2 und MI-3 sind die nach § 6 Abs.2 Nr. 7 und 8 BauNVO zulässigen

Tankstellen und Vergnügungsstätten unzulässig. Die Ausnahme nach § 6 Abs. 3 ist ebenfalls

unzulässig.

4. VERKEHRSFLÄCHEN (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB)

ÖFFENTLICHE STRASSENVERKEHRSFLÄCHE

MIT STRASSENBEGRENZUNGSLINIE

7. Im Sondergebiet SO-2 sind Nebenanlagen gem. §14 BauNVO zum temporären Aufenthalt

(z.B. Gartenhaus) oder als Abstellraum bis zu einer maximalen Grundfläche von 50 m²

außerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche zulässig.

2. MASS DER BAULICHEN NUTZUNG (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 16 BauNVO)

3. BAUWEISE, BAULINIEN, BAUGRENZEN  (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, §§ 22 und 23 BauNVO)

ZULÄSSIGE GRUNDFLÄCHENZAHL

z.B. GRZ 0,5 (§§ 16 und 19 BauNVO)

ZAHL DER VOLLGESCHOSSE

ALS HÖCHSTMASS z.B. III

(§§ 16 und 20 BauNVO)

HÖHE DER BAULICHEN ANLAGEN

(§§ 16 und 18 BauNVO)

8. Im Sondergebiet SO-2 darf die festgesetzte Grundflächenzahl durch die Grundflächen von

Stellplatzanlagen mit ihren Zufahrten, Nebenanlagen im Sinne des §14 BauNVO, Sport- und

Spielanlagen sowie Spielplätzen bis zu einer  zulässigen Grundflächenahl von insgesamt  0,8

überschritten werden.

9. Im Allgemeinen Wohngebiet WA sowie in den Mischgebieten MI-2 und MI-3 ist das 4. Voll-

geschoss als Staffelgeschoss auszubilden. Dabei ist das Staffelgeschoss im Allgemeinen

Wohngebiet an den nach Süden und Westen ausgerichteten Gebäudeseiten, in den Misch-

gebieten MI-2 und MI 3 an den nach Süden und Osten ausgerichteten Gebäudeseiten um

mindestens 1m von der Außenkante des darunterliegenden Geschosses zurückzusetzen.

10.Die Höhe der baulichen Anlagen wird in der Planzeichnung mit einer maximal zu lässigen

Oberkante oder mit einer maximal zulässigen Firsthöhe festgesetzt.Technische Aufbauten,

wie z.B. Aufzugsschächte, Lüftungsanlagen, Schornsteine sowie fernmeldetechnische

Anlagen sind davon ausgenommen.

Ausnahmsweise ist eine Überschreitung der Obergrenzen für Aufbauten zulässig, die im

Zusammenhang mit Aufenthaltsbereichen auf Dachflächen errichtet werden.

Für die einzelnen Baugebiete sind folgende mittlere Geländeoberflächen über NN als

jeweiliger Bezugspunkt der Höhenmessung festgesetzt:

WA  23,50 m über NN GE-1 26,00 m über NN SO-1 25,50 über NN

MI-1 24,00 m über NN GE-2 25,00 m über NN SO-2 24,00 über NN

MI-2 24,00 m über NN GE-3 25,00 m über NN

MI-3 24,50 m über NN GE-4 25,00 m über NN

BAUGRENZE (§ 23 Abs.3 BauNVO)

BEREICHE OHNE EIN- UND AUSFAHRT

OBERKANTE als Höchstmaß,z.B. 14,0 m

über Bezugspunkt

FIRSTHÖHE  als Höchstmaß, z.B. 14,0 m

über Bezugspunkt

OFFENE BAUWEISE (§ 22 Abs. 2 BauNVO)

NEBENANLAGEN

(§ 14 BauNVO)

PRIVATE  FUSSWEGVERBINDUNG

14.Innerhalb der Fläche a,b,c,d,e,a ist die Herstellung einer maximal 4m breiten privaten

Fußwegeverbindung zugunsten der Eigentümer des Sondergebietes SO-2 "Private Schule"

als Anbindung des Sondergebietes SO-2 an den Justus-von-Liebig-RIng (Ost) zulässig. Der

Weg ist in wasser- und luftdurchlässigem Aufbau herzustellen.

a b

cd

GRUNDSTÜCKSZUFAHRTEN

13.Grundstückszufahrten sind bis zu einer Breite von 6m zulässig. Zufahrten die ausschließlich

Mitarbeiter-Stellplätzen dienen, sind bis zu einer Breite von 4m zulässig.

12.In Bereichen ohne Ein- und Ausfahrten sind notwendige Zufahrten für die Feuerwehr zulässig.

ZULÄSSIGE GESCHOSSFLÄCHENZAHL

z.B. GFZ 1,35 (§§ 16 und 20 BauNVO)

DURCHFAHRT
11.Das Erdgeschoss ist als Durchfahrt mit einer lichten Höhe von mindestens 4,30m auszubilden.

Quickborn, den 23.03.2017                                  Bürgermeister

7.  Der katastermäßige Bestand am 28.10.2015 sowie die geometrischen Festlegungen der neuen städtebaulichen

Planung werden als richtig bescheinigt.

       Dipl.-Ing. Martin Felshart

Uetersen, den 22.03.2017                                Öffentlich bestellter Vermessungsingenieur

8.  Die Ratsversammlung hat die Stellungnahmen der Öffentlichkeit und der Behörden und sonstigen Träger

öffentlicher Belange am 28.11.2016 geprüft. Das Ergebnis wurde mitgeteilt.

9.  Die Ratsversammlung hat den Bebauungsplan, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B),

am 28.11.2016 als Satzung beschlossen und die Begründung durch (einfachen) Beschluss gebilligt.

gez. Köppl

Quickborn, den 23.03.2017                                 Bürgermeister L.S.

10. Die Bebauungsplansatzung, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B), wird hiermit

ausgefertigt und ist bekannt zu machen.

gez. Köppl

Quickborn, den 23.03.2017                                 Bürgermeister L.S.

11. Der Beschluss des B-Planes durch die Ratsversammlung und die Stelle, bei der der Plan mit Begründung und

zusammenfassender Erklärung auf Dauer während der Sprechstunden von allen Interessierten eingesehen

werden kann und die über den Inhalt Auskunft erteilt, sind am 28.03.2017 durch Bereitstellung im Internet und

durch Aushang an der Bekanntmachungstafel des Rathauses Quickborn, Rathausplatz 1, sowie am 29.03.2017

im Quickborner Tageblatt ortsüblich bekannt gemacht worden. In der Bekanntmachung ist auf die Möglichkeit, eine

Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften und von Mängeln der Abwägung einschließlich der sich

ergebenden Rechtsfolgen (§ 215 Abs. 2 BauGB) sowie auf die Möglichkeit, Entschädigungsansprüche geltend zu

machen und das Erlöschen dieser Ansprüche (§ 44 BauGB) hingewiesen worden. Auf die Rechtswirkungen des

 § 4 Abs. 3 GO wurde ebenfalls hingewiesen. Die Satzung ist mithin am 30.03.2017 in Kraft getreten.

gez. Köppl

Quickborn, den 30.03.2017                                 Bürgermeister L.S.

Bebauungsplan Nr. 97 Teil 1 "Gewerbegebiet Mitte I" der Stadt Quickborn für das Gebiet zwischen Feldbehnstraße und dem Justus-von-Liebig-Ring sowie

zwischen Justus-von Liebig-Ring und AKN-Trasse / zwischen Otto-Hahn-Straße und der Straße An der Malchower Brücke

Es gilt die Baunutzungsverordnung (BauNVO) i.d.F. vom 23. Januar 1990 (BGBL.I S.132).

BEBAUUNGSPLANSATZUNG

Satzung der Stadt Quickborn über den Bebauungsplan Nr. 97 Teil 1 "Gewerbegebiet Mitte I"


